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Die rassistische EU-Grenzpolitik geht über Leichen. An der belarussisch-polnischen Grenze hat dies
zuletzt am 21. Oktober ein Todesopfer gefordert. Der 19-jährige Syrer ist das achte Opfer entlang
dieser Grenze im laufenden Jahr.

Dutzende Menschen sind derzeit unter lebensgefährlichen Bedingungen entlang des Grenzverlaufs
gefangen, weil ihnen sowohl von polnischen als auch belarussischen Sicherheitskräften verwehrt
wird, sich im jeweiligen Staatsgebiet zu bewegen. Die polnische Seite verhindert die Versorgung
dieser Menschen mit lebensnotwendigen Gütern, vom belarussischen Militär werden sie laut
Berichten bestenfalls notdürftig versorgt. Auf polnischer Seite gilt seit dem 2. September im
Grenzgebiet der Ausnahmezustand. Das Militär wurde entsandt, der Einsatz soll von 2500 auf 10000
SoldatInnen aufgestockt werden. Hilfsorganisationen und JournalistInnen haben keinen legalen
Zutritt. Die Auswirkungen der menschenverachtenden Abschottung sollen so vor den Augen der
Öffentlichkeit verborgen werden. Gleichzeitig bauen Polen, Lettland und Litauen an einer
Grenzbefestigung entlang der belarussischen Grenze mit kräftiger Unterstützung durch die EU,
darunter auch Deutschland.

EU und Polen einmal einig

Amnesty International berichtete am 20. Oktober, dass eine Gruppe von 17 AfghanInnen seit etwa
zwei Monaten an der Grenze gestrandet ist, nachdem sie im August von polnischem Territorium aus
zur Grenze deportiert wurden. Eine Entscheidung des Europäischen Menschenrechtsgerichtshofs
ordnete bereits am 25. August an, dieser und einer weiteren Gruppe irakischer Flüchtlinge
Lebensmittel und medizinische Versorgung zukommen zu lassen, doch die Entscheidung wird von
der Regierung missachtet. Die angeordneten und systematisch praktizierten Rücktransporte
(Pushbacks) sind ohnehin nach internationalem und europäischem Recht illegal, auch wenn sie mit
einer im Oktober durch das Parlament erfolgten Gesetzesänderung nun legitimiert werden sollen.
Doch diese offenkundigen Rechtsbrüche spielen keine Rolle in dem Konflikt mit den EU-
Institutionen, die der polnischen Regierung vorwerfen, mit ihrer Justizreform „europäische Werte“
zu missachten.

Obwohl die EU von tiefen Konflikten durchzogen ist, herrscht vielmehr Einigkeit in der rassistischen
Abschottungspolitik gegenüber allen Menschen, die hierher wollen, aber nicht dürfen. Dass gegen
die „Bedrohung“ durch ein paar tausend flüchtende Menschen jedes Mittel recht ist, darüber
besteht unter den europäischen PartnerInnen kaum ein Zweifel. Eine gemeinsame Mission ist in
jedem Fall die „Sicherung der Außengrenzen“, die „Abwehr“ flüchtender Menschen an den Grenzen
durch Einsatz menschenverachtender und tödlicher Gewalt. Florian Hahn, Europapolitischer
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Bundestag, erklärt dazu: „Die Grenze zu Belarus muss so
schnell wie möglich befestigt, sicher und undurchlässig gemacht werden. Vor allem dürfen wir
Warschau mit diesem Problem jetzt nicht allein lassen.“ In einer gemeinsamen Erklärung fordern 12
Regierungen (osteuropäische EU-Mitglieder, Österreich und Dänemark) den Bau einer von der EU
finanzierten Grenzbarriere.
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Grenzkontrollen und Rechte

Wer es doch in die EU schaffen sollte, ist längst nicht sicher. Auch an der deutsch-polnischen Grenze
sind mittlerweile Einheiten der Bundespolizei im Einsatz, um all jene zurückzuschicken, die es
soweit geschafft haben. Im bürgerlichen Mainstream angekommen ist auch die völkische Metapher
der „Flüchtlingsinvasion“, wenn etwa Brandenburgs Innenminister Michael Stübgen (CDU) von
„hybrider Kriegsführung“ spricht. Diese Rhetorik ist eine Einladung für FaschistInnen wie den
„Dritten Weg“, die die Sache gerne selbst in die Hand nehmen.

Zugleich liefert die Kriegsrhetorik einen Vorwand für den Aufbau einer militärischen Drohkulisse
gegenüber Russland und für weitere Sanktionen gegen das belarussische Regime. Dass sich
letzteres nicht bedingungslos der Forderung der EU fügt, im Sinne einer vorgelagerten EU-
Flüchtlingsabwehr Menschen gar nicht erst ins eigene Land zu lassen, gilt bereits als Kriegsakt. Als
vorbildliches Gegenbeispiel sei etwa das Partnerland Libyen genannt, mit seinem effektiven
Flüchtlingsabschreckungspotential wie Folterlagern oder einer schießwütigen Küstenwache, die auf
Frontex-Befehle hört.

Natürlich handelt auch das belarussische Regime aus einem rassistischen Kalkül heraus. Die
Hauptschuldigen sind aber die Regierungen der EU. Dass nun vermehrt Menschen über Belarus den
Weg in die EU suchen, ist überhaupt erst das Resultat einer brutalen Abschreckungspolitik, die die
Fluchtrouten über die Balkanländer und über das Mittelmeer gefährlich und für viele Flüchtende
unpassierbar gemacht hat.

Offene Grenzen!

Die Offensive des staatlichen Rassismus in Europa erfordert Widerstand. Ebenso müssen wir rechten
und faschistischen Banden entgegentreten, die als “Grenzschutz” ihr Unwesen treiben. Dies wird
umso dringender, wenn sich eine neue Ampelregierung daran machen wird, den deutschen
Führungsanspruch in der Festung Europa zu erneuern.

Die ArbeiterInnenbewegung, alle linke und antirassistischen Kräfte müssen organisiert gegen diese
Politik auftreten. Das erfordert einerseits gegen die faschistischen und rechte Gruppierungen
vorzugehen, noch dringender und wichtig ist es jedoch, dem staatlichen Rassismus
entgegenzutreten.

Notwendig ist eine europaweite Bewegung, die für volle Bewegungsfreiheit nach und in Europa
kämpft, für offene Grenzen und gleiche Rechte unabhängig von Herkunft und Staatsangehörigkeit –
und die dies verbindet mit der Verteidigung sozialer Errungenschaften der europäischen
ArbeiterInnenklasse gegen das Kapital, um den Kampf gegen Rassismus über die organisierte Linke
hinaus zu verankern.


